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Aufhebungssatzung zur Satzung über Stundung, Niederschlagung und 
Erlass von Ansprüchen der Gemeinde Silberstedt 
 
 
Die durch die Gemeindevertretung Silberstedt am 24. Juni 2026 beschlossene 
Aufhebungssatzung zur Satzung über Stundung, Niederschlagung und Erlass von 
Ansprüchen der Gemeinde Silberstedt wurde durch den Bürgermeister am 24. Juni 
2026 ausgefertigt. 

 
 

Diese Satzung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
 
 
Silberstedt, 3. Juli 2026 
 
Amt Arensharde 
Der Amtsvorsteher 
Im Auftrag 
Hansen 
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Aufhebungssatzung zur Satzung 
über Stundung, Niederschlagung und Erlass von Ansprüchen 

der Gemeinde Silberstedt 
 

 
Aufgrund des § 4 Abs. 1 S. 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) wird nach 
Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung vom 24. Juni 2026 folgende 
Aufhebungssatzung erlassen: 
 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
Die am 16. Mai 2001 in Kraft getretene Satzung über Stundung, Niederschlagung und 
Erlass von Ansprüchen vom 24. April 2001 wird zum 4. Juli 2026 aufgehoben. 
 
 

§ 2 
Inkrafttreten 

 
Diese Aufhebungssatzung tritt mit dem Tag nach der Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
 
 
 
Silberstedt, den 24. Juni 2026 
 
 
 
 
     L.S. 
 
Hassel 
Bürgermeister 
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Aufhebungssatzung zur Satzung über Stundung, Niederschlagung und 
Erlass von Ansprüchen der Gemeinde Lürschau 
 
 
Die durch die Gemeindevertretung Lürschau am 24. Juni 2026 beschlossene 
Aufhebungssatzung zur Satzung über Stundung, Niederschlagung und Erlass von 
Ansprüchen der Gemeinde Lürschau wurde durch den Bürgermeister am 24. Juni 
2026 ausgefertigt. 

 
 

Diese Satzung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
 
 
Silberstedt, 3. Juli 2026 
 
Amt Arensharde 
Der Amtsvorsteher 
Im Auftrag 
Hansen 
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Aufhebungssatzung zur Satzung 
über Stundung, Niederschlagung und Erlass von Ansprüchen 

der Gemeinde Lürschau 
 

 
Aufgrund des § 4 Abs. 1 S. 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) wird nach 
Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung vom 24. Juni 2026 folgende 
Aufhebungssatzung erlassen: 
 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
Die am 12. Dezember 2009 in Kraft getretene Satzung über Stundung, Niederschlagung 
und Erlass von Ansprüchen vom 9. Dezember 2009 wird zum 4. Juli 2026 aufgehoben. 
 
 

§ 2 
Inkrafttreten 

 
Diese Aufhebungssatzung tritt mit dem Tag nach der Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
 
 
 
Lürschau, den 24. Juni 2026 
 
 
 
 
     L.S. 
 
Hansen 
Bürgermeister 
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5. Nachtragssatzung zur Satzung der Gemeinde Jübek über die Entschädigung der Ehrenbeamten 
und Gemeindevertreter sowie der weiteren für die Gemeinde ehrenamtlich Tätigen 
(Entschädigungssatzung) 

 

Die durch die Gemeindevertretung Jübek am 16. Juni 2026 beschlossene 5. Nachtragssatzung zur Satzung 
der Gemeinde Jübek über die Entschädigung der Ehrenbeamten und Gemeindevertreter sowie der 
weiteren für die Gemeinde ehrenamtlich Tätigen (Entschädigungssatzung) wurde durch den Bürgermeister 
am 16. Juni 2026 ausgefertigt. 

 

Diese Satzung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 

 

Silberstedt, 03. Juli 2026 

 

Amt Arensharde 
Der Amtsvorsteher 
Im Auftrag 
Dally  
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5. Nachtragssatzung zur Satzung der Gemeinde Jübek 
über die Entschädigung der Ehrenbeamten 

und Gemeindevertreter 
sowie der weiteren für die Gemeinde ehrenamtlich Tätigen 

(Entschädigungssatzung) 

 

Aufgrund der §§ 4 und 24 Abs. 3 der Gemeindeordnung Schleswig-Holstein (GO), aufgrund der 
Landesverordnung über Entschädigungen in kommunalen Ehrenämtern (EntschVO) und aufgrund der 
Landesverordnung über die Entschädigung der Wehrführungen der freiwilligen Feuerwehren und ihrer 
Stellvertretungen (EntschVOfF) wird nach Beschlussfassung der Gemeindevertretung der Gemeinde Jübek 
vom 16.06.2026 folgende 5. Nachtragssatzung zur Entschädigungssatzung erlassen: 

 

I. 

§ 2 erhält folgende Fassung: 

§ 2 

Mitglieder der Gemeindevertretung 

Die Mitglieder der Gemeindevertretung erhalten nach Maßgabe der Entschädigungsverordnung als 

Aufwandsentschädigung eine monatliche Pauschale in Höhe von 80 % des Höchstsatzes der 

Entschädigungsverordnung. 

 

II. 

§ 4 erhält folgende Fassung: 

§ 4 

Fraktionsvorsitzende 

Die Fraktionsvorsitzenden erhalten als Aufwandsentschädigung eine monatliche Pauschale in Höhe von 2 
% des Höchstsatzes gemäß § 9 (2) in Verbindung mit § 6 der Entschädigungsverordnung.  
 
 

III. 

§ 5 erhält folgende Fassung: 

§ 5 

Ausschussmitglieder und Ausschussvorsitzende 

(1) Ausschussmitglieder, die nicht der Gemeindevertretung angehören, erhalten für die Teilnahme an 
Sitzungen der Ausschüsse, in die sie gewählt sind, als Aufwandsentschädigung ein Sitzungsgeld in 
Höhe von 80 % des Höchstsatzes der Entschädigungsverordnung.   

 
(2) Der oder die Vorsitzende des Ausschusses zur Prüfung der Jahresrechnung erhält als 

Aufwandsentschädigung für jede von ihnen geleitete Sitzung ein zusätzliches Sitzungsgeld in Höhe 
von 80 % des Höchstsatzes der Entschädigungsverordnung.  
 

 



 
 342  
 

 

 
 

(3) Der oder die Vorsitzende des Bauausschusses erhält als Aufwandsentschädigung eine monatliche 
Pauschale in Höhe von 4 % des Höchstsatzes gemäß § 9 (2) in Verbindung mit § 6 der 
Entschädigungsverordnung. 
 

(4) Alle übrigen Ausschussvorsitzenden erhalten als Aufwandsentschädigung eine monatliche 
Pauschale in Höhe von 2 % des Höchstsatzes gemäß § 9 (2) in Verbindung mit § 6 der 
Entschädigungsverordnung. 
 

(5) Bei Verhinderung einer bzw. eines Ausschussvorsitzenden erhalten die stellvertretenden 
Ausschussvorsitzenden für jede von ihnen geleitete Sitzung ein zusätzliches Sitzungsgeld in Höhe 
von 80 % des Höchstsatzes der Entschädigungsverordnung.  
 

IV.  

Diese Nachtragssatzung tritt rückwirkend zum 1. Januar 2026 in Kraft. 

 

Jübek, den 16.06.2026 

 

Gez.    L.S. 

Bartels 
Bürgermeister 
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Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 36a Absatz 2 Satz 1  

des Baugesetzbuches (BauGB) 

 

Die Eigentümer des Grundstückes „Holpuster Weg 8“ beantragen im Rahmen einer 

Bauvoranfrage die Errichtung eines Wohngebäudes mit zwei Wohneinheiten.  

Das geplante Bauvorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung nicht ein. 

  

Durch den sogenannten „Bau-Turbo“, welcher Ende Oktober 2025 in Kraft getreten ist, soll 

der Wohnungsbau in der Bundesrepublik beschleunigt werden. Durch die Anwendung des 

„Bau-Turbos“ können Bauvorhaben zur Schaffung von Wohnraum unter gewissen 

Vorgaben, welche durch die Bauaufsichtsbehörden geprüft werden, auch ohne 

Bauleitplanung ermöglicht werden. Das geplante Bauvorhaben ist dem sogenannten „Bau-

Turbo“ zuzuordnen.  

 

Voraussetzung für die Erteilung einer Genehmigung ist die Zustimmung der Gemeinde. 

 

Gemäß § 36a Absatz 1 BauGB sind Vorhaben nach § 31 Absatz 3 und § 34 Absatz 3b 

BauGB nur mit Zustimmung der Gemeinde zulässig. Die Gemeinde erteilt die Zustimmung, 

wenn das Vorhaben mit ihren Vorstellungen und der städtebaulichen Entwicklung und 

Ordnung vereinbar ist. 

 

Die Gemeinde kann der betroffenen Öffentlichkeit, vor der Entscheidung über die 

Zustimmung, die Gelegenheit zur Abgabe einer Stellungnahme zum geplanten Vorhaben 

geben.  

  

In der Gemeinderatssitzung am 24.06.2026 wurde beschlossen, der betroffenen 

Öffentlichkeit die Gelegenheit zur Stellungnahme zum Bauvorhaben „Holpuster Weg 8“ zu 

geben. 

 

Die Planunterlagen für das Bauvorhaben sind unter der Internetadresse https://www.amt-

arensharde.de/aktuelles/buergerbeteiligung-und-bauleitplanung eingestellt. 

 

 

 

 

 

Bekanntmachung  
der Gemeinde Lürschau 

https://www.amt-arensharde.de/aktuelles/buergerbeteiligung-und-bauleitplanung
https://www.amt-arensharde.de/aktuelles/buergerbeteiligung-und-bauleitplanung
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Stellungnahmen können in der Zeit 

vom 06.07.2026 bis 06.08.2026 

per E-Mail an:   klein@amt-arensharde.de 

 

oder 

 

auf dem Postwege an: 

 

Amt Arensharde 

Der Amtsvorsteher 

Bauverwaltung 

Hauptstraße 41 

24887 Silberstedt 

abgegeben werden. 
 

 

 

 

Der Lageplan ist in der Anlage dargestellt. 

 

 

Silberstedt, d. 03.07.2026 

 

Amt Arensharde 

Der Amtsvorsteher 

Im Auftrage 

                     L.S. 

Klein 
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Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 36a Absatz 2 Satz 1  

des Baugesetzbuches (BauGB) 

 

Die Eigentümer des Grundstückes „Holpuster Weg 8“ beantragen im Rahmen einer 

Bauvoranfrage die Errichtung eines Wohngebäudes mit vier Wohneinheiten.  

Das geplante Bauvorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung nicht ein. 

  

Durch den sogenannten „Bau-Turbo“, welcher Ende Oktober 2025 in Kraft getreten ist, soll 

der Wohnungsbau in der Bundesrepublik beschleunigt werden. Durch die Anwendung des 

„Bau-Turbos“ können Bauvorhaben zur Schaffung von Wohnraum unter gewissen 

Vorgaben, welche durch die Bauaufsichtsbehörden geprüft werden, auch ohne 

Bauleitplanung ermöglicht werden. Das geplante Bauvorhaben ist dem sogenannten „Bau-

Turbo“ zuzuordnen.  

 

Voraussetzung für die Erteilung einer Genehmigung ist die Zustimmung der Gemeinde. 

 

Gemäß § 36a Absatz 1 BauGB sind Vorhaben nach § 31 Absatz 3 und § 34 Absatz 3b 

BauGB nur mit Zustimmung der Gemeinde zulässig. Die Gemeinde erteilt die Zustimmung, 

wenn das Vorhaben mit ihren Vorstellungen und der städtebaulichen Entwicklung und 

Ordnung vereinbar ist. 

 

Die Gemeinde kann der betroffenen Öffentlichkeit, vor der Entscheidung über die 

Zustimmung, die Gelegenheit zur Abgabe einer Stellungnahme zum geplanten Vorhaben 

geben.  

  

In der Gemeinderatssitzung am 24.06.2026 wurde beschlossen, der betroffenen 

Öffentlichkeit die Gelegenheit zur Stellungnahme zum Bauvorhaben „Holpuster Weg 8“ zu 

geben. 

 

Die Planunterlagen für das Bauvorhaben sind unter der Internetadresse https://www.amt-

arensharde.de/aktuelles/buergerbeteiligung-und-bauleitplanung eingestellt. 

 

 

 

 

 

Bekanntmachung  
der Gemeinde Lürschau 

https://www.amt-arensharde.de/aktuelles/buergerbeteiligung-und-bauleitplanung
https://www.amt-arensharde.de/aktuelles/buergerbeteiligung-und-bauleitplanung
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Stellungnahmen können in der Zeit 

vom 06.07.2026 bis 06.08.2026 

per E-Mail an:   klein@amt-arensharde.de 

 

oder 

 

auf dem Postwege an: 

 

Amt Arensharde 

Der Amtsvorsteher 

Bauverwaltung 

Hauptstraße 41 

24887 Silberstedt 

abgegeben werden. 
 

 

 

 

Der Lageplan ist in der Anlage dargestellt. 

 

 

Silberstedt, d. 03.07.2026 

 

Amt Arensharde 

Der Amtsvorsteher 

Im Auftrage 

                     L.S. 

Klein 
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Bekanntmachung 
 

Satzung der Gemeinde Schuby über ein besonderes Vorkaufsrecht nach § 25 Abs. 
1 Nr. 2 Baugesetzbuch (Vorkaufsrechtssatzung) 
 
 
Die durch die Gemeindevertretung Schuby am 29.06.2026 beschlossene Satzung über ein 
besonderes Vorkaufsrecht nach § 25 Abs. 1 Nr. 2 Baugesetzbuch wurde durch die 
Bürgermeisterin am 29.06.2026 ausgefertigt. 
 
Diese Satzung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
 
Silberstedt, 03.07.2026 
 
Amt Arensharde 
Der Amtsvorsteher    
Im Auftrage 
 
 
Voß                     (L.S.) 
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Satzung 
der Gemeinde Schuby über 

ein besonderes Vorkaufsrecht nach § 25 Abs. 1 Nr. 2 Baugesetzbuch 
(Vorkaufsrechtssatzung) 

Aufgrund der § 25 Abs. 1 Nr. 2 des Baugesetzbuchen (BauGB) und der §§ 4 und 28 der 
Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO), hat die Gemeindevertretung der Gemeinde 
Schuby in ihrer Sitzung am 29.06.2026 folgende Satzung beschlossen: 

 

§ 1 
Anordnung des Vorkaufsrechts 

(1) Die Gemeinde Schuby beabsichtigt, das in § 2 festgesetzte Gebiet einer geordneten 
städtebaulichen Entwicklung zuzuführen. 
 

(2) Zur Sicherung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung in der Gemeinde Schuby und 
den konkretisierten Planungsabsichten, steht der Gemeinde in dem durch § 2 festgesetzten 
Gebiet ein besonderes Vorkaufsrecht nach § 25 BauGB zu. 
 

§ 2 
Festsetzung der Gebiete 

1. Flurstück 9 der Flur 6 der Gemarkung Schuby 
2. Flurstück 10/1 der Flur 6 der Gemarkung Schuby 
3. Flurstück 10/4 der Flur 6 der Gemarkung Schuby 
4. Flurstück 11 der Flur 6 der Gemarkung Schuby 
5. Flurstück 12/3 der Flur 6 der Gemarkung Schuby 
6. Flurstück 14 der Flur 6 der Gemarkung Schuby 
7. Flurstück 15 der Flur 6 der Gemarkung Schuby 
8. Flurstück 16 der Flur 6 der Gemarkung Schuby 
9. Flurstück 18/1 der Flur 6 der Gemarkung Schuby 
10. Flurstück 19 der Flur 6 der Gemarkung Schuby 
11. Flurstück 20 der Flur 6 der Gemarkung Schuby 
12. Flurstück 21 der Flur 6 der Gemarkung Schuby 
13. Flurstück 34 der Flur 6 der Gemarkung Schuby 
14. Flurstück 37 der Flur 6 der Gemarkung Schuby 
15. Flurstück 38 der Flur 6 der Gemarkung Schuby 
16. Flurstück 50 der Flur 6 der Gemarkung Schuby 
17. Flurstück 52 der Flur 6 der Gemarkung Schuby 
18. Flurstück 53 der Flur 6 der Gemarkung Schuby 
19. Flurstück 18/1 der Flur 7 der Gemarkung Schuby 
20. Flurstück 18/2 der Flur 7 der Gemarkung Schuby 
21. Flurstück 19/1 der Flur 7 der Gemarkung Schuby 
22. Flurstück 20 der Flur 7 der Gemarkung Schuby 
23. Flurstück 35 der Flur 7 der Gemarkung Schuby 
24. Flurstück 36 der Flur 7 der Gemarkung Schuby 
25. Flurstück 37 der Flur 7 der Gemarkung Schuby 
26. Flurstück 1 der Flur 17 der Gemarkung Schuby 
27. Flurstück 2 der Flur 17 der Gemarkung Schuby 
28. Flurstück 4 der Flur 17 der Gemarkung Schuby 
29. Flurstück 5/3 der Flur 17 der Gemarkung Schuby 
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30. Flurstück 16/2 der Flur 17 der Gemarkung Schuby 
31. Flurstück 16/4 der Flur 17 der Gemarkung Schuby 
32. Flurstück 17 der Flur 17 der Gemarkung Schuby 
33. Flurstück 18 der Flur 17 der Gemarkung Schuby 
34. Flurstück 168 der Flur 17 der Gemarkung Schuby 
35. Flurstück 5/3 der Flur 18 der Gemarkung Schuby 
36. Flurstück 10 der Flur 18 der Gemarkung Schuby 
37. Flurstück 11/3 der Flur 18 der Gemarkung Schuby 
38. Flurstück 13/3 der Flur 18 der Gemarkung Schuby 
39. Flurstück 14 der Flur 18 der Gemarkung Schuby 
40. Flurstück 32 der Flur 18 der Gemarkung Schuby 
41. Flurstück 38 der Flur 18 der Gemarkung Schuby 
42. Flurstück 39 der Flur 18 der Gemarkung Schuby 
43. Flurstück 40 der Flur 18 der Gemarkung Schuby 
44. Flurstück 41 der Flur 18 der Gemarkung Schuby 

 
Die Gemeinde beabsichtigt, diesen Bereich sukzessive als gewerbliche Baufläche zu entwickeln. In 
der Gemeinde Schuby befindet sich ein 380 kV Umspannwerk der TenneT, gelegen an der 380 kV 
Stromtrasse von Dänemark Richtung Hamburg (Mittelachse). Dies stellt einen besonderen 
Standortfaktor für die Industrie und Gewerbeansiedlung dar. Hieraus resultierend wird durch die 
Aufstellung der 34. Änderung des Flächennutzungsplanes, sowie der Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 35 „Energiepark Schuby-Weide“ zunächst die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für die Ansiedlung von energieintensiven Betrieben (insbesondere 
Rechenzentren, Batteriespeicher und Umspannwerken) geschaffen. Im Hinblick auf den hohen 

Übersichtsplan 
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Flächenbedarf und auf die Versorgungssicherheit, ist die Anbindung unmittelbar am 
Umspannwerk erforderlich. Da das vorstehende Projekt als Ankerprojekt für weiteres 
energieintensives Gewerbe zu sehen ist, muss die Gemeinde Schuby in den kommenden Jahren 
größere gewerbliche Bauflächen zur Bedarfsdeckung ausweisen. Über die Fläche des aktuell in der 
Bauleitplanung befindlichen Plangebiets hinaus, ist es zwingend  

 

 

erforderlich den Bereich vom Umspannwerk in Richtung bestehendem Gewerbegebiet 
städtebaulich geordnet zu entwickeln. 

Im gültigen Flächennutzungsplan ist der Bereich als Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. 

Das Vorkaufsrecht an dieser Fläche soll die künftigen Planungen und städtebaulichen 
Entwicklungen der Gemeinde Schuby absichern. 

 
§ 3 

Besonderes Vorkaufsrecht 
 

(1) Zur Sicherung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung in der Gemeinde Schuby 
steht für die in § 2 dieser Satzung bezeichneten Flächen der Gemeinde ein besonderes 
Vorkaufsrecht nach § 25 Abs. 1 Nr. 2 Baugesetzbuch an bebauten und unbebauten 
Grundstücken zu. 
 

(2) Der Verkäufer eines unter das Vorkaufsrecht nach dieser Satzung fallenden Grundstücks 
hat der Gemeinde Schuby den Inhalt des Kaufvertrages unverzüglich mitzuteilen. Die 
Mitteilung des Verkäufers wird durch die Mitteilung des Käufers ersetzt. Das 
Grundbuchamt darf bei Kaufverträgen den Käufer als Eigentümer nur eintragen, wenn ihm 
die Nichtausübung oder das Nichtbestehen des Vorkaufsrechts nachgewiesen ist. 
 

(3) Die Ausübung des Vorkaufsrechts richtet sich nach den gesetzlichen Vorschriften des 
Baugesetzbuches. 
 

§ 4 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
 
Schuby, den 29.06.2026 
 
 
 
 
P. Schulze 
Bürgermeisterin 
 


